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Gemeinsam Interessen vertreten

Haus & Grund  
Mecklenburg- 
Vorpommern
Eigentümerschutz- 
Gemeinschaft der  
Haus-, Wohnungs-  
und Grundeigentümer

Beliebte Ratgeber-Sendung beim Hörfunksender 
NDR1 Radio Mecklenburg-Vorpommern

Sommer, Sonne und Sonnen-
schein. Wer denkt da schon ans 
Heizen? Dabei bietet gerade die 
jetzige Jahreszeit die besten Vo-
raussetzungen, um nötige Mo-
dernisierungsmaßnahmen am 
eigenen Haus vorzunehmen. 

Wer auf lange Sicht seine Heiz-
kosten merklich senken möchte, 
kommt nicht drum herum, in 
den energetischen Zustand sei-
nes Gebäudes zu investieren. 
Wenn man sich allerdings nicht 
sicher ist, ob seine Heizungsan-
lage überhaupt optimal oder ver-
schwenderisch arbeitet, sollte 
vom Fachhandwerk unbedingt 
den standardisierten Heizungs-
Check durchführen lassen. Mit 
Hilfe eines Checklistenverfah-
rens weiß der Eigentümer am 
Ende über den tatsächlichen en-
ergetischen Zustand seiner Anla-
ge genauestens Bescheid.

Ein gut gedämmtes Haus sowie 
eine effiziente Heizungsanlage 
sind wichtige Faktoren für eine 
niedrigere Nebenkostenrech-
nung. Die Heizungsmodernisie-
rung weist im ersten Schritt je-
doch das bessere Kosten-Nutzen-
Verhältnis auf. Oftmals steht der 
Hauseigentümer vor der Frage, 

ob zuerst in die Wärmedäm-
mung oder doch besser in die 
Heizungsanlage investiert wer-
den sollte. Eine zwingende Rei-
henfolge gibt es zwar nicht, aber 
den meisten Eigentümern fehlt 
das nötige Kleingeld für eine 
komplette Sanierung der Gebäu-
dehülle.

In diesen Fällen würde sich zu-
nächst eine Heizungsanlagener-
neuerung besser eignen. Denn 
eine neue Anlage macht sich 
deutlich schneller bezahlt als der 
Einbau neuer Fenster oder die 
verbesserte Wärmedämmung 
der Fassade. Einfach deshalb, 
weil sie in der Anschaffung 
preiswerter ist. Wenn man dann 
erst später im zweiten Schritt in 
seine Gebäudehülle investiert, 
ist das für moderne Heizungsan-
lagen auch kein Problem. Ganz 
im Gegenteil. Die energieeffizi-
ente Technik ist in der Lage, sich 
schnell und flexibel den neuen 
Wärmeanforderungen im Gebäu-
de anzupassen und arbeitet so-
gar noch effizienter, wenn sie 
nicht auf maximaler Leistung 
laufen muss. 

Infos: www.intelligent-heizen.
info

Energetische Gebäude-
sanierungen am besten im 

Sommer durchführen

Energieverluste werden durch steigende Energiepreise eine zu-
nehmende Belastung.
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Mecklenburg-Vorpommern be-
stand ab 1990 zunächst aus 31 
Landkreisen und sechs kreis-
freien Städten. Im Zuge der Ge-
bietsreform von 1994 wurde die 
Zahl der Landkreise auf 12 redu-
ziert. Der Status der sechs kreis-
freien Städte blieb unverändert.

Die kleinste Einheit der kom-
munalen Selbstverwaltung sind 
die Gemeinden, zu denen laut 
Kommunalverfassung auch die 
Städte zählen. Die meisten Ge-
meinden sind in Ämtern zusam-
mengeschlossen. Ämter erledi-
gen die Verwaltungsgeschäfte für 
ihre Mitgliedsgemeinden. 24 
Städte und zehn Gemeinden in 
Mecklenburg-Vorpommern sind 
amtsfrei. Darüber hinaus gibt es 
808 amtsangehörige Gemeinden 
und 79 Ämter (Stand: 2008).

Die Landkreise und Gemeinden 
sind also selbstständige Gebiets-
körperschaften, die eine Menge 
Geld kosten und hohe Personal-
aufwendungen erforderlich ma-
chen. Sie verfügen über jeweils 
eigene, von der Bevölkerung di-
rekt gewählte Vertretungen. 
Grundsätzlich gilt, dass der 
Landkreis seine Gemeinden bei 
der Erfüllung der ihnen zugewie-
senen Aufgaben unterstützt.

Ein Landkreis verfügt über be-
stimmte Kernkompetenzen. Das 
sind insbesondere die Planungs- 
und Organisationshoheit sowie 
die Personal-, Steuer-, Rechtset-
zungs- und Finanzhoheit. Die 
Aufgaben gliedern sich in Aufga-
ben des eigenen Wirkungskreises 
(freiwillige Aufgaben und Pflicht-
aufgaben) und des übertragenen 
Wirkungskreises. Haupteinnah-
mequelle des Landkreises ist die 
Kreisumlage, die der Landkreis 
von den kreisangehörigen Ge-
meinden erhebt. Weitere Einnah-
men sind: Finanzzuweisungen 
des Landes, Gebühren, Entgelte 
und Zuweisungen für laufende 
Zwecke sowie sonstige Einnah-

men, die zunehmend fehlen.
Eine weitere Verwaltungsre-

form sollte daher bereits 2009 
die Zahl der Landkreise auf fünf 
reduzieren. Zugleich sollten 
zahlreiche Aufgaben der Landes-
behörden an die Kreise überge-
hen. Ein Urteil des Landesverfas-
sungsgerichts kippte jedoch 
dieses Vorhaben. Jetzt gibt es 
wiederum heftige Auseinander-
setzungen um die künftigen 
Kreise und kreisfreien Städte. Es 
fehlen die Euros, um weiterhin 
die komfortable Form von Ver-
waltungen zu bezahlen, zumal 
diese über fast zwei Jahrzehnte 
auf der Basis des Solidarbei-
trages recht üppig finanziert 
wurden. Jetzt bereits fehlt das 
Geld, die Strukturen zu erhalten 
– eine Lösung muss her. Doch 
die Versuche des Innenministers 
werden von den an ihren Ämtern 
haftenden Regionalgrößen mas-
siv unterlaufen. Es geht diesen 
zwar nicht um die Sache einer 
geregelten Zukunft des Landes, 
sondern wohl eher um Eigener-
halt ihrer Positionen.

Aber auch bei Haus & Grund 

Mecklenburg-Vorpommern gibt 
es landesweit noch eine Menge 
zu tun, um in der gesamten Lan-
desfläche Haus & Grund-Ortsver-
eine zu schaffen. Die Ämter in 
den Städten und Gemeinden ha-
ben meist ein Interesse daran, 
dass sich in ihren Regionen mög-
lichst keine unabhängigen Zu-
sammenschlüsse von Haus-, 
Wohnungs- und Grundstücksei-
gentümern entstehen. Diese 
könnten ansonsten leichter Wi-
derstand gegen zweifelhafte 
kommunale Gebühren und Bei-
träge oder sonstigen Forderungen 
an Eigentümer leisten. 

Es gibt bis heute nach wie vor 
kaum Vereine (außer Boizen-
burg) im westlichen Teil Meck-
lenburg-Vorpommerns sowie im 
Landkreis Demmin. Der Land-
kreis Ludwigslust, der den Süd-
westen Mecklenburg-Vorpom-
merns bildet und mit 2.517 Qua-
dratkilometern der viertgrößte 
von Deutschland ist, hat zwar 
124.595 Menschen aber immer 
wieder treten Eigentümer dieses 
Landkreises an benachbarte 
Ortsvereine heran, wenn sie Pro-

bleme haben. Es gab bislang je-
doch kaum Interessenten, die 
selbst bei der Gründung eines 
Ludwigsluster Haus & Grund-
Vereins mitwirken möchten.  
Auch im Landkreis Nordwestme-
cklenburg sucht man vergeblich 
nach einem Haus & Grund-Ver-
ein. Auf einer Fläche von 2.073 
Quadratkilometern leben dort 
117.784 Menschen ohne einen 
Haus & Grund-Verein. Der Land-
kreis Demmin liegt im zentralen 
östlichen Teil des Landes auf der 
historischen Grenze der Landes-
teile Mecklenburg und Vorpom-
mern. Auf einer Gesamtfläche 
von 1.921 Quadratkilometern le-
ben 81.788 Einwohner in acht 
Städten und 62 Gemeinden. Und 
niemand findet sich bereit, selbst 
bei einer Vereinsgründung aktiv 
zu werden! Das sollten sowohl 
der Landesvorstand als auch die 
umliegenden Haus & Grund-Ver-
eine nicht aus den Augen verlie-
ren. Zumal aus demographischen 
Gründen leider immer mehr 
Haus & Grund-Mitglieder aus 
unterschiedlichsten Gründen aus 
dem Verbandsleben ausschei-
den. Gut einzuschätzen sind Ak-
tivitäten, die eine Annäherung 
der ehemals im Landesverband 
organisierten Haus & Grund-Ver-
eine der Städte Güstrow und 
Wismar erkennen lassen. Denn 
unter dem Strich wird nur derje-
nige Verband überleben, der es 
schafft, Gleichgesinnte zu verei-
nen und damit Eigentümer-Posi-
tionen zu stärken. Nur gemein-
sam sind wir als Verband der 
organisierten Haus-, Wohnungs- 
und Grundstückseigentümer in 
unserem schönen Bundesland 
stark. Da sollten alle unnötigen 
Schwächungen und Zersplitte-
rungen im Sinne der Sache end-
lich überwunden werden. 

Erwin Mantik

Ehrenpräsident H&G M-V

Für H & G Mecklenburg-Vorpommern gibt 
es in der Perspektive viel zu tun 

Weiße Flecken auf der Landkarte weisen auf fehlende oder nicht 
im Landesverband eingebundene Haus & Grund-Regionen hin  

In gewissen Abständen beteiligt 
sich auch unser Landesverband 
mit seinen Vertretern an Radio-
Ratgeber-Sendungen. Zur Sen-
dung Ende April wurde der Präsi-
dent des Landesverbandes, RA 
Lutz Heinecke (Bild Mitte) einge-
laden. Außerdem stand vom Deut-
schem Mieterbund Dr. Jürgen Fi-
scher (Bild Links) mit am Mikro-
fon. 

Es ist ganz erstaunlich, wie 
viele Menschen zwischen Elbe 
und Oder die Möglichkeit nutzen, 
sich im Radio über ganz unter-
schiedliche Themengebiete infor-
mierten. „Es löst jedes Mal Er-
staunen aus, wie groß die Nach-
fragen per Telefon sind“, so Lutz 
Heinecke von Haus & Grund Me-
cklenburg-Vorpommern.

Der Dank des Verbandes gilt al-
len NDR-Mitarbeitern am Telefon, 
den Organisatoren, Moderato-
rinnen und Moderatoren des 
Norddeutschen Rundfunks, die 
eine so große Palette von 

Mietrechs-Fragen aus dem ge-
samten Land in professioneller 
Form mit uns abgearbeitet haben. 
Eine weitere Sendung zu Miet-
rechtsfragen ist übrigens dem-
nächst geplant.

H&G M-V

Hörer-Anfragen zu
Themen des Mietrechts – 

Beispiel Kautionen:

Gibt ein Wohnungsübergabe-
protokoll mehr Sicherheit ge-
gen Nachforderungen?

Endet das Mietverhältnis, muss 
der Vermieter dem Mieter den 
Kautionsbetrag mit Zinsen und 
Zinseszinsen zurückzahlen. 
Wenn er allerdings noch Forde-
rungen gegen den Mieter hat, 
darf er einen Teil der Summe zu-
rückhalten. Das könnte beispiel-
weise der Fall sein, wenn Schä-
den in der Wohnung vorliegen. 
Um festzuhalten, in welchem Zu-

stand die Wohnung übergeben 
wurde, sollte beim Auszug unbe-
dingt ein gemeinsames Woh-
nungsübergabeprotokoll entste-
hen. Werden die Schlüssel ein-
fach so abgegeben, kann es später 
eine böse Überraschung geben.

Wie lange muss der Mieter 
warten?

Wie lange der Vermieter Zeit 
hat, um die Kaution auszuzahlen, 
beurteilen die Gerichte unter-
schiedlich. Üblich ist eine Frist 
von bis zu drei Monaten, abhän-
gig von den Umständen. Der Ver-
mieter sollte seine Forderungen 
„baldmöglichst“ abrechnen.

Einbehalt der Kaution bei feh-
lenden Nebenkostenzahlung?

Eine mögliche Forderung sei-
tens des Vermieters besteht auch, 
wenn noch Nebenkosten offen 
sind. Die Kaution dann einzube-
halten, ist also zulässig. Der Ver-
mieter darf bei Mietende aber 
nicht die gesamte Kaution, son-
dern allenfalls für jeweils drei bis 
vier Monate Mietzeit einen Betrag 
in Höhe von einer monatlichen 
Vorauszahlung einbehalten.

Wann verjährt die Rückzah-
lungsfrist für Kautionen?

Zögert der Vermieter, sollte der 
Mieter die Rückzahlung der Miet-
kaution nicht aus den Augen ver-
lieren. Denn: Hier gilt die gesetz-
liche Verjährungsfrist von drei 
Jahren – zumindest bei der Bar-
kaution. Ob auch der Anspruch 
auf die Rückgabe eines verpfän-
deten Sparbuchs verjähren kann, 
ist rechtlich strittig.

Wann kann der Mieter vom 
Vermieter Verpfändung zurück-
fordern? 

Gibt der Vermieter ein verpfän-
detes Sparbuch nicht heraus, ist 
aus der Mietersicht guter Rat teu-
er. Stellt er sich stur, ist durch 
Briefe nicht viel zu erreichen. 
Auch die Bank, die das verpfän-
dete Sparbuch ausgegeben hat, 
kann das Geld nicht einfach an 
den (Ex-)Mieter auszahlen. Die 
Herausgabe des Sparbuchs und 
die Freigabe des Pfandes kann 
nur von den betreffenden Ver-
tragsparteien, also vom Vermieter 
und Mieter, geregelt werden, 
teilte z. B. auch die Deutsche 
Bank mit.
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Ein Haus oder privates Woh-
nungseigentum bleibt nach An-
sicht vieler Haus-, Wohnungsei-
gentümer ein geeigneter Inflati-
onsschutz. Doch hängt dies bei 
uns in Mecklenburg-Vorpom-
mern in erster Linie mit vom 
Standort des Objekts und damit 
ggf. seiner später günstigeren 
Absetzbarkeit ab. 

Besonders die Küstenregionen 
an der Ostsee sowie in Bereichen 
der größeren Inseln haben dabei 
Verkäufer von Immobilien besse-
re Karten als Immobilienanbieter 
in Niedrigpreisregionen – z. B. 
am Rande von Plattensiedlungen 
oder Wohnlagen Abseits der 
Städte mit geringster Infrastruk-
tur. Theoretisch sollte sich der 
Preis der Immobilie stets im 
Gleichschritt - oder sogar schnel-
ler mit der durchschnittlichen 
Inflationsrate entwickeln, um ei-
nen persönlichen Vermögensver-
lust zu verhindern. Verharrt der 
Immobilienpreis vor Ort auf der 
Stelle, entwertet sich automa-
tisch ihre Immobilie.

Dazu ein Rechenbeispiel, wie 
die Entwertung des Euros gleich-
laufend die Vermögenswerte 
schmälert: Bei einer jährlichen 
Inflationsrate von rund zwei Pro-
zent verliert ein Vermögen von 
100.000 Euro binnen zwanzig 
Jahren rund 33.000 Euro an 
Wert. Uns Eigentümern verbleibt 
ein Restwert von lediglich rund 
67.000 Euro. Geht man gedank-
lich weiter, halbiert sich das Ver-
mögen binnen 30 Jahre beinahe. 
Betrüge die Inflation im Schnitt 
gar drei Prozent, halbiert sich 

der Vermögenswert bereits nach 
20 Jahren. 

Unter diesen Inflationsaspekten 
ist für Käufer von Häusern ent-
scheidend, ob die Immobilien-
preise in ihrer Region unterm 
Strich stärker wachsen als die 
Inflationsrate oder umgekehrt. 
Diesbezügliche Untersuchungen 
des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft zeigen, dass in Süd- und 
Westdeutschland die Wertent-
wicklung von Immobilienpreisen 
und Mieten langfristig gesehen 
oberhalb der Inflationsrate lag, 
während die Preise in den neuen 
Ländern geringer stiegen. Rein 
theoretisch ist der Wohnimmobi-
lienindex für die alten Bundes-
länder seit 1975 um rund 140 
Prozent geklettert, die Inflation 
steigerte die Geldentwertung 
aber nur auf rund 130 Prozent.

Bei der Suche nach Baugrund 
in Mecklenburg-Vorpommern 
wäre also davon auszugehen, 
dass eine gewisse Stabilität und 
Immobiliennachfrage in der Re-
gel von attraktiven Wirtschafts- 
und Tourismuszentren des 
Landes abhängen und auf Dauer 
wesentlich günstiger wirken als 
diejenigen in kleineren Standor-
ten oder dem flachen Land. Aus-
nahmen bestätigen allerdings die 
Regel, wenn Individualismus 
oder Investitionswille ins Spiel 
kommen. Liebhaber zahlen eben 
jeden Preis! Schwer nur, diese 
bei Bedarf auch wirklich zu fin-
den. 

Erwin Mantik

H&G M-V

Steigen Immobilienwerte
bei Geldentwertung?

Liebe Leserinnen und Leser,

im Jahr 2020 werden in un-
serem Land nach Angaben der 
Statistik bis zu einem Viertel we-
niger Menschen leben als noch 
1990. Zugleich altert die Bevöl-
kerung, denn der Anteil der über 
60-Jährigen steigt bis 2050 antei-
lig voraussichtlich auf etwa zwei 
Drittel an. Das bedeutet, es wer-
den künftig weniger – aber al-
ten- und behindertengerechte 
Wohnungen benötigt. Besonders 
das altengerechte Wohnen wird 
im Wohnraumbestand Mecklen-
burg-Vorpommerns künftig en-
orm an Bedeutung gewinnen: 
Zur Zeit gibt es im Land rund 5 
Prozent über 80jährige Men-
schen – im Jahr 2060 werden es 
rund 14 Prozent sein, die ge-
meinsam mit einem Fünftel von 
über 65jährigen Bewohnern so-
wie nur der Hälfte der Menschen 
leben, die zwischen 20 bis 50 
Jahre alt sind (Quelle: 12. 
Bevölk.-Vorausberechnung Stat. 
BA).

Daher gilt auch für uns Haus- 
und Grundeigentümer, diesen 
künftig veränderten Bedürfnis-
sen unserer Bewohner Rechnung 
zu tragen. Der notwendige Stadt-
umbau erfordert also auch von 
uns privaten Eigentümern Krea-
tivität und innovative Ansätze. 
Er ist eine Herausforderung für 

alle beteiligten Akteure, bietet 
aber auch die Chance, überkom-
mene Stadtstrukturen nachhaltig 
zu verbessern. Hauptanliegen 
der Städtebaupolitik in Mecklen-
burg-Vorpommern ist es zur Zeit, 
die Innenstädte zu stärken und 
zu attraktiven Wohn- und Ge-
schäftsstandorten weiterzuent-
wickeln. Doch werden die pri-
vaten Eigentümer ausreichend 
einbezogen?

Noch zu oft werden jedoch ge-
rade wir privaten Haus-, Woh-
nungs- und Grundeigentümer in 
den städtischen Bereichen des 
Landes bei der Stadtentwicklung 
und -erneuerung in Mecklen-
burg-Vorpommern massiv aus-
gegrenzt. Der behutsame Rück-
bau bzw. Teilrückbau nicht mehr 
benötigter Wohngebäude - ins-
besondere in Stadtrandlagen - 
wird aus dem Bund-Länder-Pro-
gramm "Stadtumbau Ost" finan-
ziert und sollte nach Ansicht von 
Haus & Grund Mecklenburg-Vor-
pommern verstärkt betrieben 
werden, um nicht unnötige 
Wohnsubstanz aufwendig staat-
lich zu sanieren, um diese dann 
preisgünstig in Konkurrenz zum 
Privaten Anbieter auf den Markt 
zu werfen.

Seit 2004 bündelt das Land 
Mecklenburg-Vorpommern um-
fangreiche Mittel des Bundes aus 

der Wohnungs-und Städteb-
auförderung in der Initiative „In-
nenstadt". Einer ihrer Bausteine 
, die Initiative „Neues Wohnen 
in der Innenstadt" verfolgt das 
Ziel, Bauwillige zum Erwerb 
von Grundstücken in Innen-
stadtlage und zur Schließung 
innerstädtischer Baulücken zu 
ermuntern. Und genau das hät-
te besser bereits seit 1990 erfol-
gen sollen, dann wären nicht 
unnötige Satellitenregionen als 
so genannte „Speckringe“ um 
die meisten größeren Städte von 
Mecklenburg-Vorpommern ent-
standen. Diese abgewanderten 

Menschen nutzen in fataler 
Form die Infrastruktur der städ-
tischen Zentren, nutzen also 
Verkehrsanbindungen und 
Dienstleistungen der Städte ri-
goros aus, berappen ihre Steu-
ern jedoch in den davon profi-
tierenden Randgemeinden. Al-
lein aus diesem Grund sollte 
zukünftig der Problematik von 
Eingemeindungen und sparsam 
strukturierten Verwaltungen po-
litisch weitaus stärker nachge-
gangen werden. 

Ihr Erwin Mantik

Ehrenpräsident H&G M-V

Städte in Mecklenburg-Vorpommern
schrumpfen weiterhin

Unsere Innenstädte im Land sollten unter Einbeziehung der pri-
vaten Eigentümer zu attraktiven Wohn- und Geschäftsstandor-
ten weiterentwickelt werden – hier die Schweriner Altstadt.
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Wie uns Ingo Ziola vom Vor-
stand des Ortsvereins Haus & 
Grund Greifswald mitteilt, wehrt 
sich der Haus & Grund-Vorstand 
massiv gegen den geplanten 
Zwang der Hansestadt zum Fern-
wärmeanschluss auch privater 
Eigentümer. Dieser Zwang soll 
nach dem Scheitern eines ersten 
Anlaufes vor rund zehn Jahren 
nun über eine zweifelhafte Um-
weltsatzung festgeschrieben 
werden. 

Die Greifswalder Haus-, Woh-
nungs- und Grundstückseigentü-
mer sind zwar nicht gegen eine 
Umweltsatzung, jedoch gegen 
einen Anschluss- und Benutzer-
zwang für Fernwärme. Es gibt 
nach Ansicht des Haus & Grund-
Vorstandes eine ganze Reihe von 
Argumenten, die gegen diese 
Satzung sprechen. 

Es sei generell ein rechtswid-
riger Eingriff in die freie Verfü-
gung über sein Eigentum und 
widerspricht den ureigenen Inte-
ressen aller privaten Haus-, 
Wohnungs- und Grundstücksei-
gentümer der Stadt.

In der Vergangenheit hatte sich 
überregional vergleichend he-
rausgestellt, dass Fernwärme 
kaum zu mehr Umweltschutz 
führt und außerdem für den 
Endverbraucher deutlich teuer 
ist, als die direkte, effektive En-
ergienutzung mittels Brennwert-
technik etc. für das Haus.

H & G Greifswald
gegen Anschlusszwang

Die Kläger (ein Ehepaar mit 
seinem 2001 geborenen Kind) 
wohnen in einer dem Kläger und 
der Klägerin je zur Hälfte gehö-
renden Eigentumswohnung mit 
einer Größe von 73 qm. Die ih-
nen zustehende Eigenheimzula-
ge beträgt jährlich 3.527,91 Euro. 
Seit dem 1. Januar 2005 erhalten 
die Kläger Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach 
dem SGB II.

Die beklagte Stadt berücksich-
tigte für den Wohnbedarf Kosten 
von insgesamt 571,17 Euro, von 
denen sie die Eigenheimzulage 
in Höhe von 293,99 Euro monat-
lich in Abzug brachte. Hiergegen 
machten die Kläger im Wider-
spruchsverfahren geltend, die 
Eigenheimzulage für 2006 sei in 
voller Höhe an die Sparkasse ab-
getreten. Die Beklagte gab den 
Widersprüchen teilweise statt 
und berücksichtigte höhere Be-
träge als Kosten der Unterkunft. 
Hierbei ging sie davon aus, dass 
monatlich durchschnittlich 
602,13 Euro an Schuldzinsen an-
fielen. Durch die Eigenheimzula-
ge werde der Bedarf monatlich 
um 293,99 Euro gemindert. 

Das Sozialgericht hat der hier-
gegen gerichteten Klage stattge-

geben und die Beklagte verurteilt, 
weitere Leistungen für Kosten der 
Unterkunft und Heizung in Höhe 
von monatlich 293,99 Euro zu ge-
währen. Das Landessozialgericht 
hat diese Entscheidung bestätigt. 

Der 14. Senat des Bundessozi-
algerichts hat im Urteil vom 18. 
Februar 2010 (B 14 AS 74/08 R) 
das zweitinstanzliche Urteil auf-
gehoben und die Sache zur er-
neuten Verhandlung und Ent-
scheidung an das Landessozial-
gericht zurückverwiesen. 

Der Senat konnte nicht ab-
schließend über die Höhe der 
Kosten der Unterkunft entschei-
den. Das Landessozialgericht hat 
zur Angemessenheit der Unter-
kunftskosten keine ausrei-
chenden Feststellungen getrof-
fen. Die Beklagte hatte für den 
Wohnbedarf bereits Kosten in 
Höhe von 422,01 Euro (zuzüg-
lich der tatsächlichen Heizko-
sten) anerkannt. Aus der Verur-
teilung der Beklagten zur Zah-
lung von weiteren 293,99 Euro 
monatlich ergeben sich Gesamt-
kosten für den Wohnbedarf der 
Kläger von monatlich 716 Euro 
(zuzüglich der tatsächlichen 
Heizkosten), deren Angemessen-
heit nicht nachzuvollziehen ist. 

Das Landessozialgericht wird zu 
beachten haben, dass nach der 
ständigen Rechtsprechung der 
für das Grundsicherungsrecht 
zuständigen Senate des Bundes-
sozialgerichts Schuldzinsen und 
Nebenkosten bei Haus- oder 
Wohnungseigentümern grund-
sätzlich nur in Höhe der Mietko-
sten einer vergleichbaren ange-
messenen Mietwohnung zu 
übernehmen sind.

Der Senat konnte ebenfalls nicht 
abschließend darüber befinden, 
inwieweit die den Klägern zuflie-
ßende Eigenheimzulage als be-
darfsmindernd bei den Kosten 
der Unterkunft abzusetzen ist. 
Allerdings kann, was der 4. Senat 
des Bundessozialgerichts bereits 
angedeutet hat (Urteil vom 3. 
März 2009, B 4 AS 38/08 R), die 
Eigenheimzulage den tatsäch-
lichen Wohnbedarf senken, so-
weit sie etwa zu einer Minderung 
der Schuldzinsen führt. Kosten 
der Unterkunft können jeweils 
nur bis zur Höhe des tatsäch-
lichen Bedarfs berücksichtigt 
werden. Das Landessozialgericht 
hat insbesondere zu ermitteln, ob 
die Eigenheimzulage hier zu ei-
ner monatlichen Reduzierung der 
real anfallenden Schuldzinsen ge-
führt hat. 

Bundessozialgericht: Eigenheimzulage kann 
den tatsächlichen Wohnbedarf senken

Es ist für uns nie zu spät, unse-
re Immobilien zeitgemäß zu däm-
men. Bei freistehenden Häusern 
ist das in der Regel kein Problem, 
weil sich diese leicht mit einer 
schützenden Dämmschicht ein-
packen lassen. Welche Grundsät-
ze jedoch zu beachten sind, wenn 
eine Hausfront direkt an der 
Grundstücksgrenze endet, wollen 
wir erklären. Denn meist tritt vor 
dem Arbeiten die Frage auf: Darf 
man die Wand trotzdem däm-
men, auch wenn die gedämmte 
Fassadenfläche aus einer 10 cm 
starken Dämm-Schicht besteht, 
die durch das Aufbringen nach-
folgend über die Grundstücks-
grenze in das Nachbargrundstück 
ragt?

Am 9.Dezember 2009 hat das 
Oberlandesgericht Karlsruhe (AZ 
- 6 U 121/09) in einen konkreten 
Fall entschieden, dass der Nach-
bar eine auf sein Grundstück ra-
gende Dämmung nicht akzeptie-
ren muss. Damit haben nun ver-
mutlich viele Hauseigentümer 
ein Problem, denn der Hausbau 
auf der Grenze ist typisch für al-
te Orts- und Stadtkerne. Vor 
allem in Dörfern und Kleinstäd-
ten grenzten Gebäude in Haus/ 
Hof-Bauweise in der Regel mit 
einer Fassade des Wohnhauses 
an Nachbars Grundstück. Auch 
die in den Nachkriegsjahren be-
liebten Reihenhäuser stehen oft 
mit einer Seite beim Nachbarn. 
Soll diese Hausfront gedämmt 

werden, dann ragt nicht nur die 
Dämmung in Zukunft auf Nach-
bars Grund, sondern auch die 
Handwerker, die das System mo-
nieren, müssen zwangsläufig 
über Nachbars Grundstück und 
von dort aus arbeiten.

Dieses Problem hat der Gesetz-
geber über das Hammerschlags- 
und Leiterrecht geregelt. Danach 
haben Nachbarn das Recht, den 
Grund des Anrainers zu betre-
ten, um die am eigenen Haus 
notwendige Arbeiten auszufüh-
ren, fall es keine Alternativen 
gibt. Dabei müssen die Bau-
herren allerdings schonend mit 
Nachbars Grundbesitz umgehen 
um eventuellen Schäden vorzu-
beugen, da dieser ansonsten zu 
ersetzen sind.

Es gibt sogar Fälle, dass der 
bauwillige Nachbar Miete bzw. 
eine pauschale Entschädigung 
bezahlen muss. Auch die Hand-
werker haben Auflagen: Sie 
sollten zügig arbeiten, sich an 
Ruhezeiten halten und dürfen 
den Nachbarn bzw. dessen 
Grundstück nicht unnötig beein-
trächtigen. Eine frühzeitige In-
formation des Nachbarn über 
die geplante Maßnahme liegt da-
her im eigenen Interesse des 
Bauherrn. Stellt sich ein Nach-
bar stur, kann sich der Bauherr 
nicht über dessen Weigerung 
hinwegsetzen. Dann muss erst 
das Hammerschlags- und Leiter-
recht eingeklagt werden.

Haus & Grund – mit Rat und Tat für Ihr Eigentum

Kein Überbau der
Wärmedämmung auf
Nachbars Grundstück
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Sie wollen Ihre Immobilie  
vermieten oder verkaufen?
Wir sind Ihr professioneller Ansprechpartner!
Nutzen Sie unser starkes bundesweit und international  
tätiges Netzwerk!
Wir bieten Ihnen neben den nötigen Kontakten, umfas-
senden Service und fundiertes Fachwissen bei der Ver-
marktung Ihrer Immobilie!
Vereinbaren Sie telefonisch Ihren persönlichen Gesprächs- 
termin unter (03 81) 12 83 59-0.

RE/MAX Profi Immobilien
Rosa-Luxemburg-Straße 16 · 18055 Rostock · www.remax.de
Regional. National. International.

Wenn ein Wohnungseigentü-
mer an seinem Balkon eine 
Treppe zum Garten errichtet, 
ist dies nicht in jedem Fall von 
der Zustimmung der Miteigen-
tümer abhängig. So urteilte das 
Landgericht Hannover am 
22.07.2008 (AZ: 4 C 513/07).

Von seinem Balkon zum Garten 
ließ ein Eigentümer einer Woh-
nung eine Verbindungstreppe 
errichten. Eine ähnliche Treppe 
führte bereits von einem ande-
ren Balkon des Hauses zum Gar-
ten. Jahre später stellte ein ande-
rer Eigentümer einen Antrag, 
dass die Treppe entfernt werden 
müsse, da sie ihn störe. 

Die Eigentümergemeinschaft 
lehnte dies ab. Der überstimmte 
Antragsteller klagte danach oh-
ne Erfolg. 

Denn erst dann, wenn sich ei-
ne optische Veränderung objek-
tiv nachteilig auf das Gesamt-
bild auswirke, müssten die Ei-
gentümer der Veränderung 
zustimmen, meinten die Rich-
ter. Eine Ortsbegehung hatte 
sie jedoch davon überzeugt, 
dass die Freitreppe keine op-
tische Beeinträchtigung dar-
stellte. 

Die Richter wiesen darauf hin, 
dass die Hausfassade der Gar-
tenseite insgesamt sehr unein-
heitlich wirke, da Balkone un-

terschiedlich und mit verschie-
denen Materialien gestaltet 
wären. Hinzu komme, dass die 
andere, schon zuvor vorhan-
dene Treppe um einiges wuch-
tiger wirke als die umstrittene 
neue Treppe. Nicht jede op-
tische Veränderung beeinträch-
tige die Eigentümer so stark, 
dass sie der baulichen Maßnah-
me zustimmen müssten. Dies 
betreffe nach Ansicht des DAV 
vorrangig Veränderungen, die 
Aussehen, Stil oder ästhetisches 
Bild des Objekts insgesamt ver-
änderten. 

Miteigentümerzustimmung bei sichtbaren 
Baumaßnahmen erforderlich?

Auch vergleichbare Immobili-
en in unmittelbarer Nähe kön-
nen sich preislich deutlich un-
terscheiden. Viele Immobilie-
neigentümer schätzen, dass der 
Verkauf ihres Hauses oder ihrer 
Wohnung von einer Menge 
komplexer Faktoren abhängig 
ist. Der Verkauf wird für sie da-
durch oft zu einem schwierigen 
Unterfangen. 

Besonders in Mecklenburg-
Vorpommern ist in der Immobi-
lienbranche ein deutliches Über-
angebot in der Landesfläche zu 
bemerken. Doch besonders in 
Krisenzeiten flüchten jetzt im-
mer mehr Menschen, die über 
ausreichend Geld verfügen, in 
solide, beständige Anlageformen 
– wie dies Häuser oder Eigen-
tumswohnungen nun einmal 
sind.

Wichtigster Faktor bei der 
Wertermittlung bleibt dabei die 
Lage: Befindet sich das fragliche 
Haus in einer starken Wirt-
schaftsregion, kann oft ein weit 

höherer Preis angesetzt werden 
als in strukturschwachen Ge-
genden. Entscheidend ist auch 
die Lage innerhalb einer Stadt 
oder Region – und hierbei geht 
es nicht nur um das Stadtvier-
tel. Oft weichen die Preise bei 
vergleichbaren Immobilien von 
Straße zu Straße deutlich ab. 
Ein toller Panoramablick in ei-
ner ruhigen Straße etwa lässt 
den Wert deutlich steigen – eine 
laute Hauptverkehrsstraße oder 
ein überlaufenes Einkaufszen-
trum in direkter Nachbarschaft 
hingegen führt zu niedrigeren 
Preisen.

Neben der Wohlfühlatmosphä-
re spielt die Infrastruktur eine 
wichtige Rolle – oberstes Krite-
rium ist dabei der öffentliche 
Nahverkehr: Orte mit guter An-
bindung an größere Städte sind 
im Vorteil. Kindergärten und 
Schulen sind meist positive Fak-
toren, wenn sie nicht direkt an 
das Objekt angrenzen – denn 
sonst fürchten insbesondere äl-
tere Käufer den hohen Lärmpe-

gel. Nahe gelegene Arztpraxen 
und gute Einkaufsmöglichkeiten 
wirken sich besonders bei etwas 
betagten Käufern begünstigend 
aus.

Die größten Fehler machen Ei-
gentümer, wenn sie ihre eigenen 
Präferenzen überbewerten. 
Viele gehen davon aus, dass die 
Individualität ihrer Immobilie 
den Wert steigere. Tatsächlich 
sind aber klassisch geschnittene 
Wohnungen in der Regel ge-
fragter als verwinkelte. Auch 
der mit viel Liebe ausgebaute 
Hobbykeller wirkt sich entgegen 
der Einschätzung des Inhabers 
oft wenig wertsteigernd aus. 
Tatsächlich liegen helle, moder-
ne und gut renovierte Woh-
nungen mit viel Platz in der 
Gunst der Interessenten ganz 
vorn. 

Entscheidende Punkte sind 
außerdem Bauweise und Zu-
stand. Der solide Massivbau mit 
aufwändig gearbeiteten Fassa-
den und hochwertigen Dachzie-

geln steht einem einfachen Fer-
tigbau oder dem veralteten Mas-
sivbau mit einer Dachabdeckung 
aus Kunststoff gegenüber. Ein 
gut saniertes, energieeffizientes 
Eigenheim lässt sich zu deutlich 
besseren Preisen verkaufen als 
ein Haus mit Sanierungs- und 
Renovierungsstau. 

Lage, Zustand, Ausstattung, 
Bauweise – die Vielzahl der 
Faktoren lässt die Wertermitt-
lung der Immobilie zu einem 
komplexen Unterfangen wer-
den. Wer sich intensiv damit 
beschäftigt hat und wirklich 
gut auskennt, kann den Verkauf 
auf eigene Faust abwickeln. Ist 
das nicht der Fall, sollten Ei-
gentümer bei Haus & Grund 
Mecklenburg-Vorpommern vor 
Ort einen im Verein bewährten 
Experten zurate ziehen, der auf 
Grundlage von fundierter 
Markterfahrung einen realis-
tischen Preis ermittelt, um zu 
verhindern, dass der Verkauf 
zu einem finanziellen Fiasko 
wird.

Lage, Bauweise und Zustand einer Immobilie
entscheiden über Kaufpreis Handwerklich Begabte brau-

chen nicht immer einen Fach-
mann, um eine sachgerechte Re-
paraturen z. B. auch an Waschbe-
cken, Küchenspülen, Dusch- und 
Badewannen kostengünstig aus-
zuführen. 

Wichtig ist vor allen Dingen, 
dass die Qualität des eingesetzten 
Reparaturmaterials stimmt – ge-
rade bei der Beseitigung von Be-
schädigungen an Badewannen 
oder Waschbecken. Da werden 
heute bereits erstaunlich perfekte 
Mittel angeboten, die auch für 
den Nicht- Handwerker einsetz-
bar sind. Meist ist schnelles Han-
deln unmittelbar nach Erkennen 
eines Schadens geboten. Vor al-
len Dingen, wenn sie als versierte 
Heimwerker solche Ärgernisse 
problemlos selbst beheben kön-
nen. Egal, ob Abplatzer oder klei-
ne Risse in der Oberfläche – mit 

einer guten Anleitung sowie ent-
sprechendem Pflege- und Repara-
turprogramm lässt sich eine Aus-
besserung von Schäden recht 
einfach und dauerhaft durchfüh-
ren. So gibt es z. B. ein Reparatur-
set, dass bereits Spachtelmasse, 
Härter und Farbspray enthält. 

Die Anwendung ist einfach: Die 
schadhafte Stelle muss zunächst 
trocken, sauber und fettfrei sein. 
Dann wird die im Set enthaltene 
Reparaturmasse mit dem Härter 
gut vermischt und mit dem 
Spachtel aufgetragen. Schon 30 
Minuten später kann die gespach-
telte Fläche mit dem beigefügten 
Schleifpapier fein abgeschliffen 
werden. Danach nur noch das 
zugehörige Spray in mehreren 
Schichten auftragen, bis die ge-
wünschte Deckung der Fläche 
erreicht ist, aushärten lassen und 
fertig. 

Emaille- Schäden an 
Badewannen selbst reparieren

Nachbarn, die sich durch den 
blauen Dunst belästigt fühlen, 
haben daher nach einem Urteil 
des Landgerichts Berlin vom 3. 
März 2010 (AZ: 63 S 470/08) 
kein Recht auf eine Mietminde-
rung. 

Nachbarn eines „Kettenrau-
chers“ fühlten sich durch des-
sen Zigarettenrauch gestört, ins-
besondere, wenn der unter ih-
nen wohnende Mann seine 
Wohnung lüftete oder auf dem 
Balkon rauchte. Sie kürzten die 
Miete um 50 Euro. Von ihrem 
Vermieter forderten sie, er solle 
seinem rauchenden Mieter ver-

bieten, im Balkonzimmer zu 
rauchen beziehungsweise das 
Lüften der Wohnung zu festge-
setzten Zeiten vorschreiben.

Das wiesen die Richter klar 
zurück. Rauchen gehöre grund-
sätzlich zum vertragsgemäßen 
Gebrauch einer Mietwohnung 
und müsse auch von den Nach-
barn akzeptiert werden. Die be-
troffenen Mieter könnten vom 
Vermieter auch nicht verlangen, 
den rauchenden Nachbarn zu 
einer Einschränkung seines Ta-
bakkonsums zu veranlassen 
oder zu bestimmten Zeiten zu 
lüften.

Rauchen gehört zum
vertragsgemäßen Gebrauch 

einer Mietwohnung

Der sozialpolitischer Sprecher 
der FDP-Landtagsfraktion M-V, 
Ralf Grabow, war enttäuscht 
über die Absage der Gesund-
he i t smin is te r in  Manuela 
Schwesig (SPD) zum Bund-
Länder-Spitzentreffen über den 
Ärztemangel: „Die Reaktion 
von Ministerin Schwesig ist ein 
Ablenkungsmanöver. 

Es ist mehr als merkwürdig, 
dass ausgerechnet alle SPD-
Gesundheitsministerien dem 
Bund-Länder-Spitzentreffen 
fernbleiben, während alle Uni-
ons- und  FDP-geführten Mini-
sterien dort vertreten sind. 

Wer es als Landesministerin 
ehrlich mit der Verbesserung 
der medizinischen Versorgung 
meint, sollte es auch möglich 

machen, selbst am Spitzenge-
spräch teilzunehmen.

Ständige Sonntagsreden der 
Landesregierung M-V helfen den 
Menschen nicht, wenn diese 
gleichzeitig innovative FDP-Vor-
schläge ablehnt. Die FDP möch-
te zusätzliche Anreize bei der 
Ausbildung von Allgemeinmedi-
zinern die dann im Land prakti-
zieren, ein Förderprogramm für 
Jungärzte, mehr Bürokratieab-
bau, attraktivere Rahmenbedin-
gungen für niedergelassene Hau-
särzte, mobile Zweitpraxen und 
ein Stipendienprogramm für Me-
dizinstudenten. 

Inzwischen hat sich die drama-
tische Überalterung der Ärzte-
schaft und der Mangel an Haus- 
und Fachärzten im ländlichen 
Raum weiter verschärft. Dieser 
spürbare Abbau der hausärzt-
lichen Infrastruktur bekommen 
inzwischen unsere Haus-, Woh-
nungs- und Grundstückseigentü-
mer zunehmend zu spüren und 
beklagen die Situation. 

RA S. Zimmermann

Auch wir Eigentümer im Land 
würden uns freuen, wenn die 
vielen engagierten Sozialdemo-
kraten auf der kommunalen 
Ebene ihrer Parteifreundin 
warm ans Herz legen würden, 
dass diese nicht nur stellvertre-

tende Bundesvorsitzende der 
SPD ist, sondern in erster Linie 
Sozialministerin für die Men-
schen bei uns in Mecklenburg-
Vorpommern.

Erwin Mantik

H&G M-V

Landes-FDP zum Ärztemangel
in Mecklenburg-Vorpommern 

Auch unsere Haus-, Wohnungs- und Grundstückseigentümer 
möchten den Erhalt der ärztlichen Infrastruktur im Land und 
keine Mediziner-Wüste bei uns im Nordosten
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Im Landesverband Haus & Grund Mecklenburg-Vorpommern organisierte Mitgliedsvereine
Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

 Haus & Grund-
 Vereine in M-V  Vorsitzende/r Telefon  Wann/Sprechzeiten Wo

Anklam Holger Krüger 0 39 71/24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/3 35 47 Wochentags abends nach tel. Absprache 19258 Boizenburg Schützenstraße 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (o. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstraße 17

Graal-Müritz Hansjörg Seidel 03 82 06/14 609 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Zur Koppenheide 66

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34/50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstraße 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83/72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Straße 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Straße 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/4 21 17 49 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenburg Südbahnstraße 17

Neustrelitz Ursula Peukert 0 39 81/20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstraße 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71/26 51 84 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Straße 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21/81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Straße 86

Rostock Bernd Läufer 03 81/45 58 74 Mo 17–18 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Stralsund Jens Pergande 0 38 31/29 04 07 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 0 39 73/4 38 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Straße 25 c

Waren Özden Weinreich 0 39 9 1/6 43 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Sankt-Marcus-Straße 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36/60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92/2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

 Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H & G M-V/Präsident Lutz Heinecke 03 85/5 77 74 10 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Redaktion/Medien Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72/385 89 59) 19063 Schwerin Bosselmannstraße 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Hausverwaltung Frau Pawek 0 38 31/29 04 07 nach tel. Vereinbarung 18439  Stralsund Knieperwall 1A

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Eckhardt Rehberg (Bild), Mit-
glied des Deutschen Bundestages 
und Vorsitzender der Landes-
gruppe Mecklenburg-Vorpom-
mern der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag schrieb im 
Mai an die Haus & Grund-Redak-
tion zur aktuellen Lage in 
Deutschland:

Mehr Bildung finanzieren

Er berichtete, dass die christlich-
liberale Koalition antreten will, 
um die Bundesrepublik auf den 
Weg zur Bildungsrepublik zu 
bringen. Die Investitionen in Bil-
dung und Forschung steigert die 
Bundesregierung deshalb massiv: 
Bis 2013 will sie zusätzlich 12 
Mrd. Euro dafür bereitstellen.

Arzneimittelausgaben
begrenzen

Um die Kostensteigerungen im 
Gesundheitssystem zu begrenz-
en, fordern die Koalition auch 
von den Pharmaunternehmen 
einen solidarischen Beitrag ein. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on hat deshalb gemeinsam mit 
unserem Koalitionspartner im 
März ein Maßnahmenbündel er-
arbeitet, das einen weiteren An-
stieg der überproportional ange-
wachsenen Arzneimittelausga-
ben  ve rh inde rn  so l l . 
Entsprechende Eckpunkte hat 
das Kabinett Anfang Mai be-
schlossen. Kurzfristig wollen wir 
die Ausgabenzuwächse bei den 
Arzneimitteln durch ein Preis-
moratorium und durch eine Er-
höhung des Rabatts begrenzen, 
den Pharmaunternehmen für ei-
ne bestimmte Arzneimittelgrup-
pe den gesetzlichen Krankenkas-
sen einräumen müssen. Langfri-
stig wollen wir durch ein neues 
Instrumentarium sicher stellen, 
dass bei der Erstattung neuer 
und besonders teurer Arzneimit-
tel die Versicherten nur für einen 
tatsächlichen Zusatznutzen, 
nicht aber für Scheininnovati-
onen zahlen.

Änderungen beim Erneu-
erbare-Energien-Gesetz

In zweiter und dritter Lesung 
steht das Gesetz zur Änderung 
des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes zur Verabschiedung an. 

Mit ihm wird der Ausbau der 
Photovoltaik weiter vorangetrie-
ben, etwa durch die Verdoppe-
lung des Ausbauzieles. Zugleich 
wollen wir die im Koalitionsver-
trag vereinbarte Senkung der 
Überförderung der Photovoltaik 
infolge stark gesunkener Modul-
preise umsetzen. Neben differen-
zierten Vergütungsabsenkungen 
wird die Förderung von Freiflä-
chenanlagen auf Anlagen ausge-
richtet, die auf versiegelten Flä-
chen, Konversionsstandorten und 
entlang von Autobahnen und 
Schienenwegen errichtet werden. 
Eine Vergütung für Anlagen auf 
Ackerflächen entfällt ab dem 1. 
Juli 2010. Ausgenommen hiervon 
sind Anlagen, die zum 25. März 
2010 bereits einen Bebauungsplan 
vorweisen konnten und bis zum 
Ende des Jahres 2010 in Betrieb 
genommen werden.

Versagen von Ratingagen-
turen ausschließen

Ebenfalls in zweiter und drit-
ter Lesung wollen wir das Aus-
führungsgesetz zur EU-Rating-
verordnung verabschieden, das 
zur besseren Aufsicht über Ra-
tingagenturen beitragen soll. 
Den Ratingagenturen wird in 
der Finanzmarktkrise ein fol-
genreiches Versagen zum Vor-
wurf gemacht, da sie die 
schlechte Marktlage nicht früh 
genug in ihren Ratings zum 

Ausdruck gebracht und bei Zu-
spitzung der Krise diese nicht 
rechtzeitig angepasst haben. So 
wurde ein System der vermeint-
lichen Sicherheit geschaffen, 
das es zukünftig auszuschließen 
gilt.

Grundsicherung für
Arbeitsuchende zukunfts-

sicher gestalten

Wir debattieren außerdem das 
Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Organisation der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende, mit 
dem die Aufgabenwahrnehmung 
in der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende an die verfassungs-
rechtlichen Vorgaben angepasst 
und zukunftssicher gestaltet 
wird. Es ist vorgesehen, dass die 
Bundesagentur für Arbeit und 
die Kommunen im Regelfall in 
gemeinsamen Einrichtungen, 
den Jobcentern, zusammen ar-
beiten und ihre Leistungen aus 
einer Hand erbringen. Daneben 
werden die bestehenden Opti-
onskommunen dauerhaft abgesi-
chert. Zusätzlich können nach 
einem geregelten Verfahren und 
nach festgelegten Kriterien wei-
tere Optionskommunen zugelas-
sen werden. Mindestens drei 
Viertel aller Grundsicherungs-
stellen werden Jobcenter sein, 
höchstens ein Viertel (maximal 
110) werden Optionskommunen 
sein. 

Weniger Erwerbslose

Konjunkturbedingte Verbesse-
rung am Arbeitsmarkt: Die Zahl 
der Erwerbslosen ist im April 
um 162.000 auf 3,406 Millio-
nen gesunken. Im Vergleich 
zum April des Vorjahres waren 
178.000 Menschen weniger oh-
ne Arbeit. Die Arbeitslosenquo-
te ging damit auf 8,1 Prozent 
zurück. Dass die Zahl der Ar-
beitslosen auch saisonbereinigt 
um 68.000 sank, macht deut-
lich, dass der Rückgang der Ar-
beitslosigkeit seine Ursache 
nicht allein in der üblichen 
Frühjahrsbelebung, sondern 
darüber hinaus auch in einer 
konjunkturellen Aufhellung 
hat. 

Bleibender Trend zu Un-
ternehmensgründungen

Wirtschaftskrise wirkt sich 
kaum auf Zahl der Unterneh-
mensgründer aus: 2009 betrug 
die Rate der gesamten neuen 
unternehmerischen Aktivität in 
Deutschland 4,1 Prozent und 
unterschied sich damit nicht 
deutlich von den Vorjahren. So 
standen im vergangenen Jahr 
2,2 Prozent der 18- bis 64-Jäh-
rigen im Begriff, ein Unterneh-
men zu gründen. Weitere 1,9 
Prozent hatten sich während 
der vergangenen dreieinhalb 
Jahre selbständig gemacht.

Soziale Marktwirtschaft 
bewies Vorteile auch in 

der Krise

Dank der sozialen Marktwirt-
schaft ist Deutschland ver-
gleichsweise gut durch die welt-
weite Finanz- und Wirtschafts-
krise der Jahre 2008/2009 
gekommen. Die sozialen Siche-
rungssysteme wirken stabilisie-
rend und helfen, die Krisenfol-
gen abzufedern. Zu diesem Er-
gebnis kam eine international 
vergleichende Untersuchung der 
Bertelsmann Stiftung über das 
Krisenmanagement in 14 Staaten. 
Einrichtungen wie Kurzarbeit 
oder Arbeitszeitkonten, die zu 
Beginn der Krise bereits exi-
stierten und nur angepasst wer-
den mussten, stellen einen klaren 
Vorteil gegenüber anderen Län-
dern dar. Sie erweisen sich als 
eine neue Form von automatisch 
wirkenden Stabilisatoren. 

Liebe Haus-, Wohnungs- und 
Grundstückseigentümer, die Re-
daktion Haus & Grund Mecklen-
burg-Vorpommern erhält regel-
mäßig Zuschriften und Berichte 
von einigen demokratisch legiti-
mierten Parteien, um damit un-
seren Mitgliedern Informationen 
aus erster Hand zu liefern. Wir 
können aus redaktionellen Grün-
den allerdings nur Auszüge ver-
öffentlichen und haften jeweils 
nicht für die Inhalte. 

Post aus dem Bundestag an Haus & Grund M-V

Vermieter müssen gegenüber 
allen Mietern kündigen, selbst 
einem Mieter, welcher nicht 
mehr in der Wohnung lebt. An-
ders verhält es sich lediglich, 
wenn zwischen den betroffenen 
drei Parteien ein Aufhebungsver-
trag abgeschlossen wird, mit 
dem der ehemalige Mieter aus 
dem Mietvertrag ausscheidet. 
Das entschied das Landgericht 
Frankfurt / M. am 3. März 2009 
(AZ: 17 S 92/08).

Ende der siebziger Jahre bezo-
gen zwei Mieter gemeinsam eine 
Wohnung. Wenig später zog ei-

ner der beiden wieder aus. Der 
Vermieter richtete von da an sei-
ne Schreiben - zum Beispiel an-
lässlich von Mieterhöhungen - 
nur noch an den verbliebenen 
Mieter. Bei einem Rechtsstreit 
verklagte der Vermieter nur die-
sen einen Mieter und kündigte 
2007 auch diesem allein. Gegen 
die darauf folgende Räumungs-
klage legte der Mieter erfolgreich 
Berufung ein.

Die Richter kamen zu der Ent-
scheidung, dass die Kündigung 
formell unwirksam gewesen sei. 
Allein der Auszug des anderen 

Mieters bedeute nicht, dass die 
zwischen den drei Parteien - den 
beiden Mietern und dem Vermie-
ter - notwendige Aufhebungsver-
einbarung abgeschlossen sei. 
Hierzu wäre die ausdrückliche 
Zustimmung des ausgezogenen 
Mieters notwendig gewesen. 
Auch die Tatsache, dass der ver-
bliebene Mieter allein sich auf 
den Rechtsstreit mit dem Ver-
mieter eingelassen habe, sei kein 
Argument: Es stehe dem Vermie-
ter frei, sich wegen einer Mieter-
höhung nur an den in der Woh-
nung lebenden Mieter zu wen-
den.

Kündigung auch an
Mitmieter erforderlichWenn sich jetzt im Juni die 

warmen Sonnenstrahlen im Gar-
ten blicken lassen, freuen sich 
viele auf ein Frühstück im Freien 
und ggf. auf den ersten Abend 
unterm Sternenhimmel.

Für viele Menschen ist der ei-
gene Garten eine Oase der Ent-
spannung und des Wohlfühlens. 
Die Wahl der Gartenmöbel ist 
deshalb von gleicher Wichtigkeit 
wie die Einrichtung von Wohn- 

oder Schlafzimmer. Allerdings 
sind für den Outdooreinsatz zu-
sätzliche Kriterien zu beachten. 
Da Wind und Wetter den Stüh-
len, Tischen und Bänken drau-
ßen erheblich mehr zusetzen, 
spielen Materialqualität und Ver-
arbeitung eine größere Rolle. 
Wichtig ist auch die Frage, wel-
che Möbel konkret gewünscht 
sind. Sind es nur Tische, Stühle, 
Bänke und Liegen oder sollen 
Pavillon und Sonnenschirm hin-
zukommen? 

Eine Möbellinie sollte von 
vornherein so ausgewählt wer-
den, dass jedes Stück der Wun-
scheinrichtung verfügbar ist und 
zu einem späteren Zeitpunkt 
nachgekauft werden kann. 

Gartenmöbel symbolisieren den Lebensstil


